
URL: http://mobile.deloitte-tax-news.de/rechnungslegung/bfh-wirtschaftliches-eigentum-bei-sale-
and-lease-back-gestaltungen.html

 09.02.2017

Rechnungslegung

BFH: Wirtschaftliches Eigentum bei Sale-and-lease-back-
Gestaltungen

Der BFH hat die bislang höchstrichterlich nicht geklärte Frage, ob wirtschaftliches Eigentum
des Leasingnehmers an dem Leasinggegenstandes auch dann in Betracht kommt, wenn die
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer länger als die Grundmietzeit ist, allerdings nicht dem
Leasingnehmer ein Optionsrecht (Verlängerungs- oder Kaufoption), sondern dem
Leasinggeber als zivilrechtlichem Eigentümer ein Andienungsrecht eingeräumt ist, verneint.

Sachverhalt
Die Klägerin, eine KG, verleaste im Streitjahr 2007 elektronische Informationssysteme an die
A-GmbH. Dieses Leasinggeschäft war als Sale-and-lease-back Geschäft ausgestaltet, bei dem
die KG die Wirtschaftsgüter zuerst von der A-GmbH erwarb und dann an diese
zurückverleaste. Nach den Rückkaufvereinbarungen war die A-GmbH auf Verlangen der KG
verpflichtet, die Leasingobjekte bei Beendigung des Leasingvertrags zurückzukaufen.

Die KG wies die Leasinggegenstände in ihrer Bilanz zum 31.12.2007 als Anlagevermögen
aus. Finanzamt und FG waren hingegen der Ansicht, dass das wirtschaftliche Eigentum an
den Leasinggegenständen nicht der KG als Leasinggeber zuzurechnen sei.

Entscheidung
Das FG habe fehlerhaft entschieden, dass das wirtschaftliche Eigentum an den
Informationssystemen bei der A-GmbH als Leasingnehmer verblieben sei, weil der KG ein
Andienungsrecht zugestanden habe, das die KG unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
(zwingend) habe ausüben müssen.

Ein wirtschaftlicher Ausschluss des zivilrechtlichen Eigentümers i.S. des § 39 Abs. 2 Nr. 1 S. 1
AO werde u.a. angenommen, wenn der Herausgabeanspruch des Eigentümers keine
wirtschaftliche Bedeutung mehr hat. 
Ein schuldrechtlicher oder dinglicher Nutzungsberechtigter habe in der Regel kein
wirtschaftliches Eigentum an dem ihm zur Nutzung überlassenen Wirtschaftsgut. Etwas
anderes könne dann gelten, wenn der Nutzungsberechtige statt des Eigentümers die
Kosten der Anschaffung oder Herstellung eines von ihm, selbst genutzten Wirtschaftsgutes
trage und ihm auf Dauer, nämlich für die voraussichtliche Nutzungsdauer, Substanz und
Ertrag des Wirtschaftsguts wirtschaftlich zustehen (vgl. BFH-Urteil vom 28.05.2015).

Dies gelte gleichermaßen für das Leasing von Wirtschaftsgütern. Ob Substanz und Erträge
des Leasingguts während der gesamten betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer
(ausnahmsweise) vollständig dem Leasingnehmer zustehen, sei in jedem Einzelfall nach den
konkreten Umständen zu beurteilen. Die höchstrichterliche Rechtsprechung habe für die
Beurteilung der Zurechnung des Leasingguts zum Vermögen des Leasingnehmers
verschiedene Fallgruppen entwickelt (vgl. u.a. BFH-Urteile vom 28.05.2015 und vom
02.06.2016).

Höchstrichterlich noch nicht geklärt sei die Frage, ob wirtschaftliches Eigentum des
Leasingnehmers auch dann in Betracht kommt, wenn die betriebsgewöhnliche
Nutzungsdauer länger als die Grundmietzeit ist, allerdings nicht dem Leasingnehmer ein
Optionsrecht (Verlängerungs- oder Kaufoption), sondern dem Leasinggeber als
zivilrechtlichem Eigentümer ein Andienungsrecht zu so günstigen Konditionen eingeräumt
ist, dass bei wirtschaftlich vernünftiger Entscheidungsfindung mit der Ausübung des Rechts
zu rechnen ist. Der BFH verneint dies.

§ 39 Abs. 2 Nr. 1 S.1 AO erfordere, dass ein anderer den zivilrechtlichen Eigentümer für die
gewöhnliche Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich
ausschließen können müsse. Sei im Leasingfall die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des
Leasinggegenstandes länger als die Grundmietzeit, könne der Leasingnehmer den
Leasinggeber nur dann für die verbleibende Nutzungsdauer von der Einwirkung auf den
Leasinggegenstand ausschließen, wenn ihm hierfür eine rechtliche Befugnis (Verlängerungs-
oder Kaufoption) zustehe. Ist darüber hinausgehend mit der Ausübung dieses Rechts durch



den Leasingnehmer bei wirtschaftlich vernünftiger Entscheidungsfindung zu rechnen, ist der
Leasinggegenstand dem Leasingnehmer als wirtschaftlichem Eigentümer zuzurechnen.

Dem Leasingnehmer könne hingegen kein wirtschaftliches Eigentum zugerechnet werden,
wenn die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasinggenstandes länger als die
Grundmietzeit sei und dem Leasinggeber als zivilrechtlichem Eigentümer ein
Andienungsrecht eingeräumt sei. Entgegen der Ansicht des FG komme es dabei nicht darauf
an, ob die Ausübung dieses Andienungsrecht für den Rechtsinhaber (Leasinggeber)
wirtschaftlich vorteilhaft sei.

Selbst wenn der KG (Leasinggeber) ein wirtschaftlich vorteilhaftes Andienungsrecht
zugestanden haben sollte, ließe sich hieraus kein wirtschaftliches Eigentum der A-GmbH
(Leasingnehmer) herleiten, da es sich hierbei um eine rechtliche Befugnis des Leasinggebers
und nicht um eine solche des Leasingnehmers handele. Denn die A-GmbH konnte die KG
für den Fall einer verbleibenden Nutzungsdauer mangels rechtlicher Befugnis insoweit nicht
i.S. des § 39 Abs. 2 Nr. 1 S. 1 AO von der Einwirkung auf die Informationssysteme
ausschließen.

Betroffene Normen:  
§ 39 Abs. 1 AO, § 39 Abs. 2 Nr. 1 S. 1 AO
Streitjahr 2007

Vorinstanz:  
Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 03.07.2013, 4 K 188/11

Fundstelle:  
BFH, Urteil vom 13.10.2016, IV R 33/13

Weitere Fundstellen:  
BFH, Urteil vom 28.05.2015, IV R 3/13
BFH, Urteil vom 02.06.2016, IV R 23/13, siehe Deloitte Tax-News

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34231&pos=3&anz=52
http://www.deloitte-tax-news.de/rechnungslegung/bfh-individuelle-bestimmung-der-betriebsgewoehnlichen-nutzungsdauer-eines-gebaeudes.html



	BFH: Wirtschaftliches Eigentum bei Sale-and-lease-back-Gestaltungen
	Sachverhalt
	Entscheidung


